Außerordentliche Beilage 
zum Amtsblatt No. 50. der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
: Marienwerder, den 10. Dezember 1873. 


Negulati v | 


| 
zur Ordnung des Geſchäftsganges bei den | 
Kreisausſchüſſen. | 


Auf Grund des § 166 der Kreis⸗Ordnung vom 
13. Dezember 1872 ergeht zur Ordnung des Geſchäfts⸗ 
ganges bei den Kreisausſchüffen nachſtehendes Regulativ. 

Geſchäfte des Kreisausſchuſſes. 

§ J. In öffentlicher Sitzung des Kreisausſchuſſes 
und nach mündlicher Verhandlung unter den Parteien 
erfolgt die Entſcheidung in allen ſtreitigen Verwaltungs⸗ 
ſachen, ſoweit der Klageantrag nicht durch ſchriftlichen 
Beſcheid nach § 142 Abſatz 1 und § 143 Abſatz 3 der 
Kreis⸗Ordnung ſeine Erledigung findet. 

Die Oeffentlichkeit der Verhandlung kann jedoch 
nach § 151 von dem Kreisausſchuſſe durch einen öffent: 
lich zu verkündenden Beſchluß ausgeſchloſſen werden, 
wenn er dies aus Gründen des öffentlichen Wohles 
oder der Sittlichkeit für angemeſſen erachtet. Ausge⸗ 
nommen hiervon ſind die unter Nr. II. 4 a. und 8 
a. — . dieſes Paragraphen aufgeführten armen⸗ und 
gewerbepoltzeilichen Angelegenheiten, in welchen nach 
55 52 und 61 des Ausführungsgeſetzes zum Bundesgeſetze 
über den Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 1871 
bezw. nach § 21 der Gewerbe⸗Ordnung vom 21. Juni 
1869 die Verhandlung ſtets in öffentlicher Sitzung zu 
erfolgen hat. 

Zu den ſtreitigen Verwaltungsſachen gehören nach 
§ 140 der Kreis⸗Ordnung: ; 

J. im Gebiete der Kreisverwaltung: 

1. die Ablehnung eines unbeſoldeten Amtes in 
der Verwaltung und Vertretung des Kreiſes 
(d. h. des Amtes eines Mitgliedes des Kreis⸗ 
tages, des Kreisausſchuſſes oder einer Kreis⸗ 
kommiſſion, ſowie des Amtes eines Amtsvor— 
ſtehers, eines ſtellvertretenden Amtsvorſtehers 
oder eines Mitgliedes des Amtsausſchuſſes — 
(§ 8 Abſatz 6 der Kreis-Ordnung), 

2. Beſchwerden der Gemeinden und einzelner 
Kreisangehörigen wegen Ueberbürdung mit 
Kreisabgaben (§ 19 der Kreis⸗Ordnung); 

II. im Gebiete der Amts⸗ bezw. Polizeiverwaltung: 

1. Beſchwerden über die Verfügungen der Amts⸗ 
vorſteher (§ 67 der Kreis-Ordnung), 

2. Beſchwerden gegen polizeiliche Verfügungen 
und exekutiviſche Anordnungen der Amts- und 
Ortsvorſteher, ſowie der ſtädtiſchen Polizeiver⸗ 
walter (§ 80 der Kreis-Ordnung), * 

3. Umwandlung der von den Behörden des Krei⸗ 
ſes endgültig feſtgeſetzten Geldbußen in Haft 
(§ 82 der ieeis Ordnung, 

4. in armenpolizeilichen Angelegenheiten: 
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a) Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden, fo: 
weit dieſelben der ſchiedsrichterlichen Ent⸗ 
ſcheidung und ſühneamtlichen Vermittelung 
des Kreisausſchuſſes unterliegen (§ 135 I. 
1 der Kreis⸗Ordnung), 

b) Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden und 
den zur Unterſtützung eines Hülfsbedürfti⸗ 
gen verpflichteten Verwandten und Ange⸗ 
hörigen ($ 135. I. 2 der Kreis⸗Ordnung), 


in wegepolizeilichen Angelegenheiten: 


ſtreitige Wegebauſachen (§ 135 II. 1 a. b. 
und C. der Kreis⸗Ordnung), 


in Vorfluths⸗, Ent: und Bewäſſerungsſachen: 


a) Streitigkeiten über 

a) die Feſtſetzuug der Höhe des Waſſerſtandes 
bei Stauwerken, 

8) die Beſchaffung von Vorfluth, 

1) die Räumung und Unterhaltung von Grä⸗ 
ben, Waſſerabzügen und Privatflüſſen (8 
135 III. 1 a., b. und e. der Kreis⸗Ordnun ) 

b) Beſchwerden gegen die von den Polizeibe⸗ 
hörden (Amtsvorſtehern und ſtädtiſchen Po⸗ 
lizeiverwaltungen) in Vorfluths⸗ und ande⸗ 
ren waſſerpolizeilichen n er⸗ 
laſſenen Verfügungen (§ 135 III. 2 der 
Kreis⸗Ordnung), 

e) Anträge auf Abfaſſung des Präkluſions⸗ 
beſcheides bei Bewäſſerungs⸗ und Entwäſſe⸗ 
rungs-Anlagen (§ 135 III. 3 der Kreis⸗ 
Ordnung); 


. in feldpolizeilichen Angelegenheiten: 


a) Pfandgeld⸗Streitſachen, 

b) Beſchwerden gegen die Verfügungen der 
Amtsvorſteher und der ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltungen (§ 135 IV. 1. und 2 der 


Kreis-Ordnung), 


in gewerbepolizeilichen Angelegenheiten: 


a) Anträge auf Genehmigung zur Errichtung 
oder Veränderung gewerblicher Anlagen 
der im $ 135 V. I. der Kreis⸗Ordnung 
bezeichneten Art, ſoweit dergleichen Anträge 
nicht in Fällen, in denen keine Einwen⸗ 
dungen im Publikations⸗Verfahren erhoben 
worden ſind oder in denen ein Publika⸗ 
tions⸗Verfahren überhaupt nicht ſtattfindet, 
durch alsbaldige Ertheilung der Genehmi⸗ 

ungs⸗Urkunde oder durch ſchriftlichen Be⸗ 

scheid nach § 21 bezw. 8§ 24 und 25 vor⸗ 
letzter Abſatz der Gewerbe⸗Ordnung vom 
21. Juni 1869 und Nr. 41 bezw. Nr. 51 
und 35 der Anweiſung vom 4. September 
1869 ihre Erledigung finden, 
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b) Anträge auf Ertheilung von Konzeſſionen 
zum Betriebe der Gaſt⸗ und Schankwirth⸗ 
chaft, wie zum Kleinhandel mit Getränken, 
ſoweit dergleichen Anträge nicht in Fallen, 
in denen keine Einwendungen erhoben wor⸗ 
den ſind, durch die alsbaldige Ertheilung 
der Konzeſſions⸗ Urkunde oder durch ſchrift⸗ 
lichen Beſcheid nach SS 40 bezw. 21 der 
Gewerbe⸗Ordnung und Nr. 55 der An⸗ 
weiſung vom 4. September 1869 ihre Er⸗ 
ledigung finden, 

e) Zurücknahme von Konzeſſionen der vorbe- 
Ga e Art ($ 135 V. 2 der Kreis⸗ 

rdnung), 
in bau⸗ und feuerpolizeilichen Angelegenheiten: 
Beſchwerden gegen Anordnungen oder Ver⸗ 
fügungen der Amtsvorſteher und ſtädtiſchen 
Polizeiverwaltungen (§ 135 VI. der Kreis⸗ 
Orduung), 
in Anſiedelungs⸗Sachen: 
Anträge auf Geſtattung neuer Anſiedelungen, 
Jowett dieſelben nicht in Fallen, in denen kein 
Widerſpruch von Seiten der Betheiligten vor 
liegt, durch die alsbaldige Ertheilung des Kon⸗ 
ſenſes ihre Erledigung finden (§ 135 VII. der 
Kreis⸗Ordnung); 


III. im Gebiete der ländlichen Kommunalverwaltung: 

1, die Ablehnung des Amtes eines Gemeindevor⸗ 

ſtehers oder Schöffen (§ 25 der Kreis⸗Ord⸗ 
nung), 

Gemeindbeſchlüſſe über anderweite Aufbringung 
der Gemeinde⸗Abgaben und Dienſte, ſofern 
gegen die Beſtätigung Einwendungen erhoben 
worden ſind, ſowie die Anordnung einer Er⸗ 
gänzung oder Abänderung der in Anſehung 
der Gemeindelaſten beſtehenden Ortsverfaſſung 
(J 135 IX. 9 der Kreis⸗Ordnung), 

„ Beſchwerden wegen der Theilnahme am Stimm: 
rechte und an den Gemeindenutzungen, ſowie 
wegen Heranziehung zu den Gemeindelaſten, 
die Beſchwerde mag auf gänzliche Sr 
oder Ermäßigung gerichtet ſein (§S 135 IX. 
10 der Kreis⸗Ordnung), 

die Feſtſetzung der Dienſtunkoſten⸗Entſchädi⸗ 
gungen der Gemeindevorſteher und der Be⸗ 
ſoldungen anderer Gemeindebeamten im Falle 
von Streitigkeiten zwiſchen den Betheiligten (§ 
135 IX. 11 der Kreis⸗Ordnung), 

Beſchwerden wegen Abnahme von Gemeinde: 

rechnungen (8 135 IX. 12 der Kreis⸗Ord⸗ 

nung; 

Angelegenheiten der Dienſtaufſicht: 

1. das Disziplinarverfahren gegen Gemeindevor⸗ 
ſteher, Schöffen und Gutsvorſteher (§ 35), 
gegen Amtsvorſteher, Stellvertreter der Amts⸗ 
vorſteher und kommiſſariſche Amtsvorſteher 
($ 68), ſowie gegen Kreisbeamte (§ 134 Nr. 


10. 


3 der Kreis⸗Ordnung), zum Zwecke der Ents 
fernung aus dem Amte, 
2. Berufungen gegen die von dem Amtsvorſteher 
gegen Gemeinde: und Gutsvorſtände verhängten 
Zwangsmaßregeln (§ 83 der Kreis⸗Ordnung); 
V. im Gebiete der ländlichen Schulverwaltung: 
1. Beſchwerden über die Heranziehung zu Schul⸗ 
beiträgen, die Beſchwerde mag auf gänzliche 
Befreiuug oder Ermäßigung gerichtet ſein (8 
135 X. 1 der Kreis⸗Ordnung), 
2. die Feſtſtellung des Geldwerths der Naturalien 
und des Ertrages der Ländereien bei Reguli⸗ 
rung des Einkommens der Elementarlehrer im 
Falle eines Streites unter den Betheiligten 
is 135 X. 2 der Kreis⸗Ordnung), 
3. ſtreitige Schulbau: Sachen, welche nicht gleich⸗ 
zeitig die Küſterei betreffen (§ 135 X. 3 der 
Kreis⸗Ordnung; 
im Gebiete der öffentlichen Geſundheitspflege der 
Landgemeinden und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke: 
1. die erer Einführung von ſanitätspo⸗ 
lizeilichen Einrichtungen, ſoweit nicht der Ge⸗ 
genſtand durch Geſetz geregelt ijt (§ 135 
XI. 1 der Kreis⸗Ordnung), 

„die Feſtſtellung der Verpflichtung zur Tra⸗ 
gung der Koſten und deren Vertheilung unter 
bie Verpflichteten (§ 135 XI. 2 der Kreis: 


rdnung 
VII. im Gebiete der Juſtizverwaltung: 
Einwendungen gegen die Geſchworenen⸗Ur⸗ 
liſten (§ 135 XII. der Kreis⸗Ordnung. 
§ 2. Nicht ausſchließlich den öffentlichen Siz⸗ 


VI. 


zungen vorbehalten ſind die ſonſtigen dem Kreis⸗Ausſchuſſe 
obliegenden Geſchäfte, insbeſondere 


I. im Gebiete der Kreisverwaltung: 
1. die Aufforderung zur Uebernahme eines un⸗ 
beſoldeten Amtes in der Verwaltung oder Ver⸗ 
tretung des Kreiſes (§ 8 Abſatz 5 der Kreis⸗ 
Ordnung), 
die Einſchätzung der Forenſen, der Bergwerks⸗ 
beſitzer, der Kommandit⸗Geſellſchaften auf At: 
tien, der Aktiengeſellſchaften und der juriſtiſchen 
Perſonen zu den Kreisabgaben, ſoweit ſie zu 
den der Vertheilung der letzteren zu Grunde 
gelegten Staatsſteuern nicht ſchon unmittelbar 
herangezogen ſind (§ 15 der Kreisordnung), 
die Auen Aa zweier oder mehrerer Güter 
in einem Wahlbezirke des Verbandes der Land⸗ 
emeinden, deren jedes zu weniger als 20 Thlr. 
rund: und Gebäudeſteuer veranlagt iſt, zu 
Geſammt⸗ (Kollektiv) Stimmen und die Re: 
elung der Art, in welcher das Kollektiv⸗ 
unrecht zum Zwecke der Wahl des oder 
der Kreistags⸗ Abgeordneten auszuüben iſt (5 
99 der Kreisordnung), 
die Vereinigung zweier oder mehrerer Gemein: 
den in einem Wahlbezirke des Verbandes der 
Landgemeinden, deren jeder weniger als 20 Thlr. 
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16. 


17. 


die Beſtimmung des Wahlortes für die Wahl 


die Beſtimmung des Wahlortes für die Wahl 


die Aufſtellung und Berichtigung der Ver⸗ 


„die Vorſchläge für die Vertheilung der Kreis⸗ 


die Reviſion des Vertheilungsplans (§ 1 
die Prüfung der Protokolle über die Wahlen 


die Beſchlußfaſſung über die Zuſammenberu⸗ 


die Ausarbeitung beſonderer Propoſitionen für 
die Aufſtellung des Kreis⸗Haushaltsetats (8 
die Ausarbeitung des Verwaltungs Berichts 


die Beſtimmung eines Mitgliedes des Kreis⸗ 


Grunde und Gebäudeſteuer entrichtet und we: 
niger als 100 Einwohner zahlt, zu Geſammt⸗ 
(Kollektiv⸗) Stimmen und die Regelung der 
Art, in welcher das Kollektivſtimmrecht zum 
Zwecke der Wahl des oder der Kreistags-Ab⸗ 
geordneten auszuüben iſt (§ 101 der Kreis⸗ 
ordnung), 


der Kreistags-Abgeordneten in den Wahlbe⸗ 
zirken des Verbandes der Landgemeinden (8 
103 der Kreisordnung), 


der in Städte: Wahlbezirken zu wählenden 
Kreistags-Abgeordneten (§ 104 der Kreis⸗ 
ordnung), 


zeichniſſe der Wahlberechtigten zur Wahl der 
Kreistags⸗Abgeordneten (§ 110 der Kreis: 
ordnung), 


tags⸗Abgeordneten auf die einzelnen Wahl⸗ 
verbände, für die Bildung von Wahlbezirken 
für die Landgemeinden und die zum Verbande 
derſelben gehörigen ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, 
Gewerbetreibenden und Bergwerksbeſitzer, ſowie 
für die Vertheilung der Abgeordneten der 
Landgemeinden auf dieſelben, ingleichen für 
die Vertheilung der ſtädtiſchen Abgeordneten 
auf die Städte, bezw. für die Bildung von 
Städte⸗Wahlbezirken (§ 111 der 1 ), 
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der Kreisordnung), 


der Kreistags-Abgeordneten (§ 113 der Kreis⸗ 
ordnung), 


fung des Kreistages (§ 118 Abſatz 3 der 
Kreisordnung), 


den Kreistag (§ 119 der Kreisordnung), 
127 Abſatz 1 der Kreisordnung), 
($ 127 Abſatz 2 der Kreisordnung), 


ausſchuſſes für die außerordentlichen Reviſionen 
der Kreis⸗-Kommunalkaſſe (§ 128 der Kreis⸗ 
ordnung), 

die Reviſion der Jahresrechnung der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe und die Veröffentlichung eines 
Auszuges aus derſelben (§ 129 der Kreis⸗ 
ordnung), 

die Vorbereitung und Ausführung der Be⸗ 
ſchlüſſe des Kreistages, ſoweit damit nicht be⸗ 
ſondere Kommiſſionen, Kommiſſarien oder Be⸗ 
amte durch Geſetz oder Kreistags Beſchluß 
beauftragt werden (8 134 No. 1 der Kreis: 
ordnung), 


18, 


19. 


20. 


die Verwaltung der Kreis: Angelegenheiten 
nach Maßgabe der Geſetze und der Beſchlüſſe 
des Kreistages, ſowie in Gemäßheit des von 
dieſem feſtzuſtellenden Kreis ⸗Haushaltsetats 
(§ 134 No. 2 der Kreisordnung), 

die Ernennung der Beamten des Kreiſes, die 
Leitung und Beaufſichtigung der Geſchäfts⸗ 
führung derſelben (8 134 No. 3 der Kreis: 
ordnung), 

die Begutachtung von Angelegenheiten, welche 
dem Kreisausſchuſſe von den Staatsbehörden 
überwieſen werden (§ 184 No. 4 der Kreis 
ordnung); 


II. im Gebiete der Amts⸗ bzw. Polizeiverwaltung: 


Ie 


= 


6. 


die Vorſchlage über die Bildung der Amts⸗ 
ausſchüſſe (§ 51 Nr. 1 Abſatz 3 der Kreis⸗ 
Ordnung), 


„die einſtweilige Uebertragung der Stellvertre⸗ 


tung eines Amtsvorſtehers an einen der be⸗ 
nachbarten Amtsvorſteher oder den Bürger⸗ 
meiſter einer benachbarten Stadt, ſofern ſich 
im Amtsbezirke keine zur Ernennung als 
Stellvertreter geeignete Perſon findet, ſowie 
für den Fall des gleichzeitigen Abganges oder 
der gleichzeitigen Behinderung des Amtsvor⸗ 
ſtehers und ſeines Stellvertreters (§ 57 Abſatz 
4 der Kreis⸗Ordnung), 


die Beſtimmung des Stellvertreters oder eines 


benachbarten Amtsvorſtehers zur Erledigung 
eines Amtsgeſchüfts, bei welchem der Amts⸗ 
vorſteher perſönlich betheiligt iſt (§ 57 Abſatz 
5 der Kreis⸗Ordnung), 


die Beſtimmung eines der Schöffen zur Ver⸗ 


tretung des Gemeindevorſtehers in ſeiner Ei⸗ 
genſchaft als Amtsvorſteher (§ 57 Abſatz 6 
der Kreis⸗Ordnung), 

die Vorſchläge der zu kommiſſariſchen Amts⸗ 
vorſtehern geeigneten Perſonen XS 68 der Kreis- 
Ordnung), 


die Beſtimmung desjenigen Amtsvorſtehers 


bezw. Bürgermeiſters, welcher die in Bezug 
auf die öffentlichen Wege nothwendigen An⸗ 
ordnungen zu treffen hat, wenn die Betheilig⸗ 
ten verſchiedenen Amtsbezirken, bezw. Amts⸗ 
und Stadtbezirken des Kreiſes angehören (§ 
61 Abſatz 3 der Kreis⸗Ordnung), 


die Ergänzung der Zuſtimmung des Amts⸗ 


ausſchuſſes zum Erlaſſe von Orts⸗ oder Amts⸗ 
polizei⸗Verordnungen (§ 62 letzter Abſatz der 
Krets⸗Ordnung), 


die Ertheilung von Aufträgen an die Amts⸗ 


vorſteher zur Erledigung von Geſchäften der 
allgemeinen Landes⸗ und Kreis Kommunal⸗ 
verwaltung (§ 66 der Kreis⸗Ordnung), 


„die Feſtſezung der Amtsunkoſten e Entſchädi⸗ 


gungen der Amtsvorſteher, ſowie der Nemu: 
nerationen der kommiſſariſchen Amtsvorſteher 


10. 


12, 


13. 


14. 


13. 


16. 


17, 


18, 


19. 


die Beſchlußfaſſung über die Zuſtimmung zum 


nach Anhörung der Betheiligten (§ 69 der 
Kreis⸗Ordnung), 

die außerordentliche Feſtſtellung von Ausga⸗ 
ben, zu deren Leiſtung das Amt geſetzlich ver: 
pflichtet iſt, deren Bewilligung aber von Sei⸗ 
ten des Amtsausſchuſſes unterlaſſen oder ver⸗ 
weigert wird (§ 72 der Kreis: Ordnung), 


Erlaſſe kreispolizeilicher Verordnungen (§ 78 
der Kreis⸗Ordnung), 

die Beſchlußfaſſung über die Ausdehnung der 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 21. Dezember 
1846, betreffend die bei dem Bau von Eiſen⸗ 
bahnen beſchäftigten Arbeiter, auf andere öffent: 
liche Bauten (Kanal⸗, Chauſſee ꝛc. Bauten), 
inſoweit es ſich hierbei um Bauten des Kreiſes 
oder von Gemeinden haudelt (§ 135 II. 2 
der Kreis⸗Ordnung), 

die Ernennung der ſachverſtändigen Kommiſ⸗ 
ſarien zur Setzung eines Merkpfahls (§ 135 
III. 1 a. der Kreis⸗Ordnung, § 2 des Geſetzes 
vom 15. November 1811, § 5 des Vorfluths⸗ 
geſetzes für Neuvorpommern und Rügen vom 
9. Februar 1867), 

der Erlaß von Reglements über die Räumung 
von Gräben und Waſſerläufen auf Grund des 
§ 3 des Geſetzes für Neuvorpommern vom 9. 
Februar 1867 (§ 135 III. 4 der Kreis⸗Ord⸗ 
nung), 

die Funktionen der Kreisvermittelungskom⸗ 
miſſion bei Bewäſſerungsanlagen (§ 135 III. 
5 der Kreis⸗Ordnung), 

die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen über 
die Freigebung des Thierfanges während der 
Saat: und Erndtezeit (§ 135 IV. 3 der Kreis⸗ 
Ordnung), 

die Wannen von allgemeinen Werthſätzen 
für Wartung und Fütterung gepfändeter Vieh⸗ 
ſtücke und von allgemeinen Gebührenſätzen für 
Taxatoren ($ 135 IV. 4 der Kreis⸗Ordnung), 
die Erledigung von Anträgen auf Genehmi⸗ 
gung zur Errichtung oder Veränderung ge⸗ 
werblicher Anlagen der im § 135 V. 1 der 
Kreis⸗Ordnung bezeichneten Art, welche, ohne 
daß Einwendungen dagegen im Publikations⸗ 
Verfahren eines ſolchen erhoben worden ſind, 
oder ohne Einleitung eines ſolchen zur als⸗ 
baldigen Ertheilung der Genehmigungs⸗Ur⸗ 
kunde oder zu einem ſchriftlichen Beſcheide 
nach § 21 bezw. §§ 24 und 25 vorletzter Ab⸗ 
ſatz der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 
1869 und Nr. 41 bezw. Nr. 51 und 35 der 
Anweiſung vom 4. September 1869 geeignet 
erſcheinen, 

die Erledigung von Anträgen auf Ertheilung 
von Konzeſſtonen zum Betriebe der Gaſt⸗ und 
Schankwirthſchaft, wie zum Kleinhandel mit 
Getränken, welche, ohne daß Einwendungen! 


dagegen erhoben worden ſind, zur alsbaldigen 
Ertheilung der Konzeſſions⸗Urkunde oder zu 
einem ſchriftlichen Beſcheide nach $$ 40 bezw. 
21 der Gewerbe-Ordnung geeignet erſcheinen 
(§ 135 V. 2 der Kreis⸗Ordnung), 


20 die Erledigung von Anträgen zur Geſtattung 


21. 


neuer Anſiedelungen, welche, ohne daß Wider⸗ 
ſpruch dagegen erhoben worden iſt, zur als⸗ 
baldigen Ertheilung des Konſenſes geeignet 
erſcheinen (§ 135 VII. der Kreis⸗Ordnung), 
die Beſtätigung der Abgaben-Vertheilungs⸗ 
pläne und die Regulirung ſofort vollſtreckbarer 
Interimiſtica (§ 135 VIII. der Kreis-Ord⸗ 
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III. im Gebiete der ländlichen Kommunalverwaltung: 


— 


die Aufſicht über die Kommunal⸗Angelegen⸗ 
heiten der Amtsbezirke, der ländlichen Gemein⸗ 
den und ſelbſtſtändigen Gutsbezirke, namentlich 


„die Beſchlußfaſſung über die Vermehrung der 


Zahl der Schöffen auf Antrag einer Gemeinde 
nach Anhörung des Amtsvorſtehers (§ 22 Ab⸗ 
ſatz 3 der Kreis⸗Ordnung), 


die Beſchlußfaſſung über die Verſagung der 


Beſtätigung der Wahlen von Gemeindevor⸗ 
ſtehern und Schöffen ($ 26 Abſatz 3 der Kreis⸗ 
Ordnung), 


„die Beſchlußfaſſung über die Ernennung ſtell⸗ 


vertretender Gemeindevorſteher und Schöffen, 
nachdem den Wahlen der letzteren wiederholt 
die Beſtatigung verſagt worden oder wenn 
eine Wahl überhaupt nicht zu Stande gekom⸗ 
men iff (§ 26 Abſatz 4 und 5 der Kreis⸗ 
Ordnung), 


die Ernennung von Kommiſſarien zur Aus: 


einanderſetzung zwiſchen den Gemeinden und 
den Gutsherren wegen der von den letzteren 
für die Verwaltung des Schulzenamts ausge⸗ 
wieſenen Landdotationen ꝛc. (§ 28 Abſatz 6 
in Verbindung mit (§ 41 Abſatz 1 der Kreis⸗ 
Ordnung), 


die Prüfung und Beſtätigung der über die 


Auseinanderſetzung zwiſchen den Gemeinden 
und Gutsherren (ſiehe vorhergehende Nr. 3) 
aufgenommenen Rezeſſe (§ 28 Abſatz 6 in Ver: 
bindung mit § 41 Abſatz 2 der Kreis-Ord⸗ 
nung), ſowie die Begutachtung der im § 42 
der Kreis-Ordnung bezeichneten Streitigkeiten 
bei dieſen Auseinanderſetzungen (§ 42 letzter 
Abſatz der Kreis-Ordnung), 


die Anordnung der Beſtellung beſonderer Stell⸗ 


vertreter der Gutsbeſitzer (Gutsvorſteher) für 
die von dem Hauptgute entfernt belegenen 
Theile eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks (§ 32 
letzter Abſatz der Kreis⸗Ordnung), 


die Beſchlußfaſſung über die Verſagung der 


Beſtätigung von Gutsvorſtehern (§ 33 der 
Kreis-Ordnung), 


die Beſchlußfaſſung über die Ernennung eines 
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Stellvertreters des Gutsbeſitzers in den im § 
34 der Kreis⸗Ordnung angegebenen Fallen, 

I. die Ernennung von Kommiſſarien zur Aus⸗ 
einanderſetzung zwiſchen den Gemeinden und 
den Beſitzern von Lehn⸗ und Erbſchulzengütern 
(§ 41 Abſatz 1 der Kreis⸗Ordnung), | 

10. die Prüfung und Veltdtigung der über die 

Auseinanderſetzung zwiſchen den Gemeinden 

und den Beſitzern von Lehn: und Erbſchulzen⸗ 

gütern aufgenommenen Rezeſſe (8 41 Abſatz 2 

der Kreis-Ordnung), ſowie die Begutachtung 

der im § 42 der Kreis⸗Ordnung bezeichneten 

Streitigkeiten bei dieſen Auseinanderſetzungen 

(§ 42 letzter Abſatz der Kreis⸗Ordnung), 
die Genehmigung von Kommunalbezirks⸗ 

Veränderungen durch Zulegung oder Abzwei⸗ 

gung einzelner Grundſtücke, ſoweit dieſe Ge⸗ 

nehmigung bisher dem Ober-Präſidenten 
zuſtand (§ 135 IX. 1 der Kreis⸗Ordnung), 
ſowie die Begutachtung ſolcher Kommunalbezirks⸗ 

Veränderungen, welche nach § 1 Abſatz 2, 3 
und 4 des Geſetzes vom 14. April 1856 der 
Genehmigung des Königs bedürfen ($ 135 
IX. vorletzter Abſatz der Kreis⸗Ordnung), 

12. die Genehmigung von Auseinanderſetzungen 
zwiſchen den Betheiligten in Folge von Bezirks⸗ 
veränderungen an Stelle der Bezirksregierung 
(§ 135 IX. 2 der Kreis⸗Ordnung), 

13. die Genehmigung des Status über die Ver⸗ 
einigung eines ländlichen Gemeindebezirks und 
eines ſelbſtſtändigen Gutsbezirks (§ 135 IX. 
3 der Kreis⸗Ordnung), 

14. die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen über 
anderweite Regelung des Stimmrechts in der 
Gemeindeverſammlung, ſowie die Anordnung 
einer Ergänzung oder Abänderung der in An⸗ 
ſehung des Stimmrechts beſtehenden Ortsver⸗ 
faſſungen (§ 135 IX. 4 der Kreis⸗Ordnung), 

15. die Beſtätigung des Status über die Bildung 
einer gewählten Gemeindevertretung (§ 135 
IX. 5 der Kreis⸗Ordnung), 

16. die Genehmigung zur Erwerbung und Ver⸗ 
äußerung von Grundſtücken, zu Pachtungen 
außerhalb der Feldflur und zur Aufnahme von 
Schulden ($ 135 IX. 6 der Kreis⸗Ordnung), 


— 


JE 


V. 


VJ 


17. die Regulirung von Zahlungsmodalitäten betlin de 
Exekutions⸗Vollſtreckungen gegen Landgemeinden qeeign 


(§ 135 IX. 7 der Kreis-Ordnung), 

18. die Ertheilung der Beſcheinigung zu dem 
Nachweiſe, daß von einer Gemeinde bei der 
Erwerbung oder Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken oder denſelben gleichſtehenden Gerecht⸗ 
ſamen die den Gemeinden geſetzlich vorge⸗ 


($ 135 IX. 8 der Kreis⸗Ordnung), 
19. die Beſtätigung von Gemeindebeſchlüſſen über 


anderweite Aufbringung der Gemeinde⸗Abgaben durch ſonſtige nicht 


keiner Seite erhoben worden find ($ 135 IX. 
9 der Kreis⸗Ordnung), 

20. die reſolutoriſche Feſtſtellung von Defekten 
in Gemeinde- und Amtskaſſen (§ 135 IX. 13 
der Kreis⸗Ordnung), 

21. die Entſcheidung in denjenigen Streitſachen, 
welche die Beſchwerden gegen Verfügungen der 
Vorſtände der Ortsarmenverbände darüber, ob, 
in welcher Höhe und in welcher Weiſe Armen: 
unterſtützungen zu gewähren ſind, zum Gegen⸗ 
ſtande haben (§ 63 des Ausführungsgeſetzes 
zum Bundesgeſetze über den Unterſtützunss⸗ 
wohnſitz vom 8. März 1871 und § 135 IX. 
Eingang der Kreis-Ordnung); 


. in Angelegenheiten der Dienſtaufſicht: 


die Androhung und Verhängung von Disziplinar⸗ 

ſtrafen gegen Gemeindevorſteher, Schöffen und 

Gutsvorſteher (8 35), gegen Amtsvorſteher, Stell⸗ 

vertreter der Amtsvorſteher und kommiſſariſche 

Amtsvorſteher (§ 68), ſowie gegen Kreisbeamte 

(§ 134 Nr. 3 der Kreis⸗Ordnung), ohne foͤrm⸗ 

liches Dlsztplinarverfahren; 

im Gebiete der Juſtizverwaltung: 

die Aufſtellung der Geſchworenen-Urliſten (§ 135 

XII. der Kreis⸗Ordnung); 

in dem Verfahren der ſtreitigen Verwaltungs⸗ 

ſachen: 

1. die Zurückweiſung eines unzweifelhaft rechtlich 
unbegründeten Klageantrages nach Vorſchrift 
des § 142 der Kreis⸗Ordnung, 

die Entſcheidung über einen gegen eine öffent⸗ 
liche Behörde gerichteten Klageantrag nach 
Vorſchrift des § 143 der Kreis⸗Ordnung, 

3. die Feſtſetzung der gegen ungehorſame Zeugen 
und Sachverſtändige zu erkennenden Strafen 
(§ 146 Abſatz 2 der Kreis⸗Ordnung), 

4. die Leitung des Schriftwechſels unter den Par⸗ 
teien nach eingelegter Berufung an das Ver⸗ 
waltungsgericht (§ 160 der Kreis⸗Ordnung), 

„die Erledigung von Veſchwerden, welche darauf 
gerichtet find, daß die Art der Vollſtreckung 
mit dem Juhalte der ergangenen Entſcheidung 
nicht übereinſtimme (8 165 Abſatz 2 der Kreis⸗ 

Ordnung). 

Dem Kreisausſchuſſe bleibt es unbenommen, auch 


* 


u vorſtehend unter I. bis VI. aufgeführten, dazu 
teten Fällen die Betheiligten bezw. deren Vertreter 
zum perſönlichen Erſcheinen in 
vorzuladen. 


ſeine öffentliche Sitzung 


Sitzungen des Kreisausſchuſſes. 


F. 3. Der Kreisausſchuß verſammelt ſich auf 


Berufung ſeines Vorſitzenden (des Landraths bezw. des 
Stellvertreters deſſelben — § 136 Abſatz 2 der Kreis⸗ 
ſchriebenen beſonderen Formen beobachtet ſind Ordnung —). 


Dem Vorſitzenden bleibt es überlaſſen, 


im Voraus regelmaßige Sitzungstage zu beſtimmen. 


F. 4. Ein Mitglied, welches durch Krankheit oder 


zu beſeitigende Umſtände verhindert 


und Dienſte, gegen welche Einwendungen von iſt, einer Sitzung des Kreisausſchuſſes beizuwohnen oder 
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fic) der Wahrnehmung der ihm ſonſt obliegenden Ge⸗ lediglich die Vorbereitung bezw. die Leitung des Ver⸗ 


ſchaͤfte zu unterziehen, hat dies dem Vorſitzenden ſofort 
anzuzeigen. 
Ferien. 


fahrens vor dem Kreisausſchuſſe bezwecken, auch in 
dieſen Angelegenheiten von dem Vorſitzenden bezw. dem 
mit der Bearbeitung der Angelegenheit beauftragten 


§ 5. Der Kreisausſchuß hält Ferien während Mitgliede des Kreisausſchuſſes erlaſſen werden. 


der Zeit vom 21. Juli bis zum 1. September. Die⸗ 
ſelben ſind vierzebn Tage vor ihrem Beginne durch das 
Kreisblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Wäh⸗ 
rend der Ferien dürfen in öffentlicher Sitzung des Kreis⸗ 
aus es nur ſchleunige Sachen zur Verhandlung ge⸗ 
angen. 

Auf den Lauf der geſetzlichen Friſten ſind die 
Ferien ohne Einfluß. 

Befugniſſe des Vorſitzenden, Leitung des Verfahrens. 

§ 6. Der Vorſitzende leitet und beaufſichtigt den 
geſammten Geſchäftsgang bei dem Ausſchuſſe und ſorgt 
für die prompte Erledigung der Geſchäfte (§ 136 Ab⸗ 
ſatz 1 der Kreis⸗Ordnung). 

Er eröffnet die eingehenden Schriftſtücke und ver⸗ 
merkt auf denſelben den Tag des Einganges. 

Hat in ſtreitigen Verwaltungsſachen eine Partei 
den Schriftſtücken kein Duplikat beigefügt (§ 145 der 
Kreis⸗Ordnung), ſo verfügt er die Anfertigung deſſelben 
auf ihre Koſten. 

§ 7. In allen Angelegenheiten, welche nicht dem 
in den §§ 140 ff. der Kreis⸗Ordnung bezeichneten Ver⸗ 
fahren unterliegen (ſiehe § 2 dieſes Regulativs), kann 
der Vorſitzende, wenn der vorliegende Fall keinen Auf⸗ 
ſchub zuläßt, Namens des Kreisausſchuſſes Verfügungen 
erlaſſen (§ 137 Abſatz 3 der Kreis⸗Ordnung). Die 
leiche Befugniß ſteht den Mitgliedern des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes in Anſehung derjenigen Angelegenheiten zu, 
deren ſelbſtſtändige Bearbeitung ihnen von dem Vor⸗ 
ſizenden übertragen worden iſt (§ 137 Abſatz 1 der 
Kreis⸗Ordnung); jedoch bleibt es dem Ermeſſen des 
letzteren in allen Fällen überlaſſen, den vorgängigen 
Vortrag im Kollegium anzuordnen. 

Wird gegen das Verfügte von dem Betheiligten 
Einſpruch erhoben, ſo iſt die Beſchlußnahme des Kreis⸗ 
ausſchuſſes hierüber herbeizuführen (§ 137 Abſatz 3 
der Kreis⸗Ordnung). 

§ 8. Zur Behandlung nach den Beſtimmungen 
des § 7 erſcheinen, ſoweit es fic) um materielle Ent: 
ſcheidungen handelt, der Natur der Sache nach die im 


Die letztere Beſtimmung findet gleichmäßig An⸗ 
wendung auch auf die im § 1 des Regulativs aufge⸗ 
führten Angelegenheiten (§ 137 Abſatz 1 der Kreis⸗ 
Ordnung). 

§ 9. In den zur kollegialiſchen Entſcheidung des 
Kreisausſchuſſes gelangenden Sachen beſtellt der Vor⸗ 
ſitzende aus der Zahl der Mitglieder einen Referenten 
und nach Befinden einen Korreferenten; auch kann er 
ſich ſelbſt, und da, wo ein Syndikus angeſtellt iſt ($ 132 
der Kreis⸗Orduung), auch dieſen zum Referenten oder 
zum Korreferenten ernennen. 

§ 10. Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen 
und Berathungen in den Sitzungen des Kreisausſchuſſes; 
er ſtellt die Fragen und ſammelt die Stimmen; — 
vorbehaltlich der Entſcheidung des Kollegiums, falls 
über die Frageſtellung oder über das Ergebniß der Ab⸗ 
ſtimmung eine Meinungsverſchiedenheit entſteht. 

Mündliche Verhandlung in öffentlicher Sitzung. 


§ 11. Die zur mündlichen Verhandlung gelan⸗ 
genden Sachen werden in der durch den Vorſitzenden 
eſtimmten, durch Aushang vor dem Sitzungszimmer 
bekannt zu machenden Reihenfolge erledigt. In der 
Vorladung an die Parteien iſt die zur mündlichen Ver⸗ 
handlung beſtimmte Stunde anzugeben. Bleiben beide 
Parteien aus, ſo wird das Sachverhältniß durch den 
Referenten vorgetragen. Daſſelbe geſchieht, wenn nur 
eine Partei erſcheint; der letzteren iſt nach dem Vortrage 
des Referenten das Wort zu geben. Indeſſen hängt es 
von dem Ermeſſen des Vorſitzenden ab, auch in dem 
Falle, wenn beide Parteien erſchienen ſind, der Ver⸗ 
nehmung derſelben den Vortrag des Sachverhältniſſes 
durch den Referenten vorangehen zu laſſen. 

8 12. Der Vorſitzende verkündigt die ergangene 
Entſcheidung nebſt den Entſcheidungsgründen. Hat die 
Verkündigung der Entſcheidung nicht ſofort erfolgen 
können, ſo bedarf es zu dieſem Behufe nicht der An⸗ 
beraumung einer beſonderen Sitzung, vielmehr genügt 
allein die Zuſtellung der mit Gründen verſehenen Ent⸗ 


§ 2 unter I. 1— 14, 16, 19 (ſoweit eine definitive ſcheidung an die Parteien (§ 152 der e e 
be- 


Ernennung von Beamten des Kreiſes in Frage ſteht), 
20, U. 1, 2 (ſoweit eine einſtweilige Uebertragung der 


Stellvertretung eines Amtsvorſtehers an einen der be⸗ die 


Jedoch hat in armenpolizeilichen und gewer 
polizeilichen Streitſachen (§ 1 IL 4a. und 8a. — 0.) 
Verkündigung der Entſcheidung nach §§ 52 und 61 


nachbarten Amtsvorſteher oder den Bürgermeiſter einer des Ausführungsgeſetzes zum Bundesgeſetze über den 


benachbarten Stadt für den Fall in Frage ſteht, 


daß Unterſtützungswohnſitz vom 8. März 1871, bezw. nach 


ſich im Amtsbezirke keine zur Ernennung als Stell⸗ § 21 der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869 und 


vertreter geeignete Perſon findet), 
14—21, III. 1-3, 5—8, 10—17, 


4, 5, 7, 9— 12, der Nr. 42 letzter Abſatz der Anweiſung zur Ausfüh⸗ 
19, 20, IV. (ſo⸗ rung der Gewerbe-Ordnung vom 4. September 1869 


weit es fi) um die Ausübung der dem Kreisausſchuſſe ſtets in öffentlicher Sitzung des Kreisausſchuſſes zu er⸗ 
zuſtehenden Befugniß zur Verhängung von Disziplinar⸗ folgen. Erſcheint in derartigen Streitſachen die Aus⸗ 


ſtrafen handelt), V., VI. 1—3 und 5 aufgeführten An⸗ 
gelegenheiten nicht geeignet; jedoch können Verfügungen, 


ſetzung der Entſcheidung nothwendig, fo erfolgt die 
Verkündigung derſelben in einer weiteren Sitzung, welche 


welche, ohne der ſachlichen Entſcheidung vorzugreifen, ſofort anguberaumen und den Parteien bekannt zu 


— 7 


machen iſt. Die Entſcheidung iſt demnächſt ſchriftlich 
abzuſetzen. 

§ 13. Die Koſten des Verfahrens, ſowie die zu 
erſtattenden Auslagen und Gebühren find durch be- 
ſondere Verfügung, der Regel nach zugleich mit dem 
Erlaſſe der Hauptentſcheidung feſtzuſetzen (8 162 der 
Kreis⸗Ordnung). Der Feſtſetzung der zu erſtattenden 
Auslagen hat erforderlichen Falls die Anhörung des 
Gegners vorherzugehen. | 

Einer Verkündigung der Koſtenfeſtſetzungs⸗Ver⸗ 
fügung in öffentlicher Sitzung bedarf es nicht. 

ö Der Vorſitzende handhabt die Ordnung in 
den öffentlichen Sitzungen des Kreisausſchuſſes; er kann 
aus denſelben diejenigen, welche Störungen verurſachen, 
entfernen laſſen. 

Ausfertigungen, 

§ 15. Alle Entſcheidungen, Verfügungen ꝛe. 

werden in der Ausfertigung mit der Unterſchrift: 

Der Kreisausſchuß des Kreiſes N. N. 
in den Fällen der 88 7 und 8 aber mit der Unter⸗ 
ſchrift: 

Namens des Kreisausſchuſſes des Kreiſes N. N. 
verſehen und von dem Vorſitzenden vollzogen. Alle 
Konzepte der auf Grund kollegialiſchen Beſchluſſes er⸗ 
gehenden Entſcheidungen ſind von wenigſtens drei Mit⸗ 
gliedern mit Einſchluß des Vorſitzenden zu vollziehen. 

Die Konzepte der Verfügungen, welche von einem 
mit der Bearbeitung der Sache beauftragten Mitgliede 
des Kreisausſchuſſes abgefaßt worden ſind (8S 7 und 8), 
bedürfen der Mitzeichnung des Vorſitzenden; etwaige 
Meinungsverſchiedenheiten, welche ſich hierbei zwiſchen 
dem betreffenden Mitgliede und dem Vorſitzenden ergeben, 
unterliegen der kollegialiſchen Beſchlußfaſſung des Kreis⸗ 
ausſchuſſes. 

In den Fällen des § 1 wird die Ausfertigung 
der Entſcheidung mit der Ueberſchrift: 

Im Namen des Königs 
und mit dem Siegel des Kreisausſchuſſes — Preußi⸗ 
ſcher Adler mit der Umſchrift: Kreisausſchuß des Krei⸗ 
ſes N. N. — verſehen; in den nämlichen Fällen ſind 
im Eingange der Ausfertigung die Mitglieder des Kreis⸗ 
ausſchuſſes aufzuführen, welche an der Entſcheidung 
Theil genommen haben. N 

In gleicher Weiſe erfolgt die Ausfertigung der 
Entſcheidung in den Fällen des § 2, wenn dieſelbe in 
öffentlicher Sitzung des Kreisausſchuſſes und nach 
mündlicher Verhandlung unter den Parteien erlaſſen 
worden iſt. 5 

§ 16. Alle Namens des Kreisausſchuſſes zu be⸗ 
wirkenden Zuſtellungen erfolgen durch die dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe nachgeordneten Behörden (ſtädtiſche Polizei⸗ 
verwaltungen, Amtsvorſteher, Gemeinde⸗ und Gutsvor⸗ 
ſtände) oder durch die Poſt, erforderlichen Falls gegen 
Behändigungsſchein. 

Veſondere Arten des Verfahrens. 
§ 17. Nach § 140 der Kreis⸗Ordnung gelten 
I. für das Verfahren in Streitſachen zwiſchen 
Armenverbänden, ſoweit dieſelben der ſchieds⸗ 


richterlichen Entſcheidung und ſühneamtlichen 
Vermittelung des Kreisausſchuſſes unterliegen 
(§ 1 II. 4 a. des Regulativs), die Vorſchrif⸗ 
ten der SI 61 und 62 des Geſetzes vom 
8. März 1871, betreffend die Ausführung des 
Bundesgeſetzes über den Unterſtützungs⸗Wohnſitz, 


. für das Verfahren bei Anträgen auf Setzung 


von Merkpfählen und Verſchaffung von Bor: 
fluth die Vorſchriften der 88 1 bis 7 und der 
S$ 11 bis 34 des Geſetzes vom 15. Novem⸗ 
ber 1811, ſowie der 88 4 bis 11 und 88 14 
bis 28 des Vorfluthsgeſetzes für Reuvorpom⸗ 
mern und Rügen vom 9. Februar 1867 mit 
der Maßgabe, daß vor Erlaß der Entſcheidung, 
ſoweit erforderlich, eine mündliche Verhandlung 
unter den Parteien in öffentlicher Sitzung des 
Kreisausſchuſſes ſtattzufinden hat, 


für das Aufgebots⸗ und Präkluſionsverfahren 


bei Bewäſſerungs⸗ und Entwäſſerungsanlagen 
die Vorſchriften der §§ 19 bis 22 des Geſetzes 
vom 28. Februar 1843, des Geſetzes vom 
23. Januar 1846 und des Artikels 3 des Ge: 
ſetzes vom 11. Mai 1853, 


. für das rae in N AA rn An: 


gelegenheiten, ſoweit dieſelben der Entſcheidung 

des Kreisausſchuſſes unterliegen (§ 1 II. 8a., 

b. und c., § 2 TL 17 und 18 dieſes Regus 

lativs), die Vorſchriften in den 88 17—25, 

33, 40, 49, 53 und 54 der Gewerbe⸗Ordnung 

vom 21. Juni 1869, ſowie die Beſtimmungen 

unter Nr. I. 3 und 12 und Nr. II. 26—51, 

55, 5765 der Anweiſung zur Ausführung 

der Gewerbe⸗Ordnung vom 4. September 1869, 

letztere Beſtimmungen mit der Maßgabe, 

a) daß an Stelle der Bezirksregierung der 
Kreisausſchuß und unter Nr. 57 letzter Ab⸗ 
ſatz an Stelle des Miniſteriums das Ver⸗ 
waltungsgericht tritt, und 

b) daß in dem kontradiktoriſchen Verfabren 
bei Erthellung und Entziehung von Kon: 
zeſſionen zum Betriebe der Gaſt⸗ und 
Schankwirthſchaft, wie zum Kleinhandel mit 
Getränken gemäß § 135 V. 2 letzter Abſatz 
der Kreis⸗Ordnung der ae bezw. 
die ſtädtiſche Polizeibehörde behufs Wahr: 
nehmung des öffentlichen Intereſſes bezw. 
der Geſchäfte der Staatsanwaltſchaft (Nr. 61 
und 62 der Anweiſung vom 4. Septem: 
ber 1869) zur mündlichen Verhandlung der 
Sache einzuladen iſt, 

e) daß der Rekurs (die Berufung) ſtets bei 
Verluſt des Rechtsmittels bei dem Kreis⸗ 
ausſchuſſe angemeldet und gerechtfertigt 
werden muß, 

d) daß an die Stelle der in der Nr. 46 vor⸗ 
geſehenen vierzehntägigen Friſt die im § 260 
der Kreis⸗Ordnung vorgeſchriehenen Friſten 
treten 


Berufungen. 

§ 18. Gegen die Entſcheidungen des Kreisaus⸗ 
ſchuſſes ſteht, ſoweit dieſelben nicht endgültige find, nach 
88 155 und 156 der Kreis-Ordnung den Betheiligten 
und aus Gründen des öffentlichen Intereſſes dem Vor⸗ 
ſitzenden das Recht der Berufung an das Verwaltungs⸗ 
gericht, in Angelegenheiten, betreffend die Errichtung 
und Veränderung gewerblicher Anlagen (§ 135 VI 
der Kreis⸗Ordnung) und in Dismembrations⸗Angelegen⸗ 
heiten (§ 135 VIII. der Kreis⸗Ordnung) an die Bezirks⸗ 
regierung zu. Endgültig ſind nachſtehende Entſchei⸗ 
dungen des Kreisausſchuſſes: 

1. die ſchiedsrichterlichen Entſcheidungen von 
Streitigkeiten zwiſchen Armenverbänden (§ 135 
J. 1 der Kreis⸗Ordnuung), 

die interimiſtiſchen Entſcheidungen in ſtreitigen 

Wegebau⸗Sachen darüber, von wem und auf 

weſſen Koſten das Erforderliche geſchehen muß, 

und in Verbindung hiermit, ob und in wel⸗ 
cher Höhe Entſchädigung zu leiſten iſt, mit 

Vorbehalt des Rechtsweges (§ 135 II. 1 b. 

der Kreis⸗Ordnung), 

die interimiſtiſchen Feſtſetzungen des Waſſer⸗ 
ſtandes bei Stauwerken während der Dauer 
des gerichtlichen Verfahrens (§ 135 III. 1a, 
der Aae mung — § 6 des Geſetzes vom 

15. November 1811 und § 10 des Vorfluths⸗ 

geſetzes für Neuvorpommern und Rügen vom 

9. Februar 1867), 1 

die interimiſtiſchen Feſtſetzungen über Streitig⸗ 
keiten: 

a) wegen Beſchaffung von Vorfluth (§ 135 III. 
1b, der Kreis⸗-Ordnung — §§ 11 ff. des 
Geſetzes vom 15. November 1811 und 
88 14 ff. des Geſetzes für Neuvorpommern 
und Rügen vom 9. Februar 1867), 

p) wegen Räumung und Unterhaltung von 
Gräben, Waſſerabzügen und Privatflüſſen 
§ 135 III. Le. der Kreis⸗Ordnung — 
§ 10 des Geſetzes vom 15. November 1811, 
§ 7 des Geſetzes vom 28. Februar 1843 
und §§ 1 und 2 des Geſetzes vom 9. Fe⸗ 
bruar 1867) mit Vorbehalt des Rechts⸗ 


weges, 
die Präkluſtonsbeſcheide in Bewäſſerungs⸗ und 
Entwäſſerungsſachen (135 III. 3 der Kreis⸗ 
Ordnung). . 
Gegen dieſe Beſcheide ſind jedoch Reſti⸗ 
tutionsgeſuche an den Kreisausſchuß binnen 
zehn Tagen bezw. ſechs Wochen zuläſſig (§ 22 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843 und 8 7 
des Geſetzes vom 23. Januar 1846), 
die reſolutoriſchen Entſcheidungen in Pfand: 
geld⸗Streitſachen (§ 135 IV. 1 der Kreis: 
Ordnung), ie ; % 
„die interimiſtiſchen Entſcheidungen in ſtreitigen 
Abgabenvertheilungs⸗Sachen ($ 135 VIII. der 
Kreis⸗Ordnung, § 20 des, Geſetzes vom 3. Ya: 


an 


nuar 1845 und § 1 des Geſetzes für Neuvor⸗ 
pommern und Rügen vom 26. Mai 1856), 

die interimiſtiſchen Entſcheidungen in ſtreitigen 
Schulbau⸗Sachen über die Verpflichtung, zu 
den Baukoſten beizutragen, und über die Ver⸗ 
theilung dieſer Koſten unter den hierzu Ver⸗ 
pflichteten, mit Vorbehalt des Rechtsweges 
(§ 135 X. 3b. der Kreis⸗Ordnung), 

. die Entſcheidungen über Einwendungen gegen 
die Geſchwornen⸗Urliſten (§ 135 XII. der Kreis⸗ 
Ordnung). 

§ 19. Die Friſt zur Einlegung der Berufung 
beträgt nach § 158 der Kreis-Ordnung für die Parteien 
21 Tage, ſofern nicht für einzelne Fälle eine andere 
Friſt geſetzlich beſtimmt iſt. 

Die Berufungsfriſt beginnt mit der Zuſtellung 
der Eutſcheidung, wobei jedoch der Tag der Behändi⸗ 
gung ſelbſt in die Friſt nicht eingerechnet wird. Die 
Friſt iſt daher für gewahrt zu erachten, wenn die Be⸗ 
rufung vor Ablauf des 21. Tages nach dem Tage der 
Zuſtellung bei dem Kreisausſchuſſe angemeldet und ge⸗ 
rechtfertigt iſt. 

Die Friſt beträgt: 

J. ſechs Wochen 
1, für Berufungen gegen definitive Entſcheidungen 
des Kreisausſchuſſes in ſtreitigen Abgaben⸗ 
vertheilungs⸗Sachen und gegen beftätigte Ab⸗ 
gaben⸗Vertheilungspläne. 

Für den Fiskus und die demſelben durch 
Artikel XIII. der Deklaration vom 6. April 
1839 (Geſ.⸗Sammlung S. 126) und § 43 
der Verordnung vom 21. Juli 1849 über das 
Verfahren in Civilprozeſſen im Bezirk des 
Appellationsgerichts zu Greifswald gleichge⸗ 
ſtellten Perſonen beträgt die Friſt zwölf Wochen, 

für Berufungen gegen reſolutoriſche Entſchei⸗ 
dungen des Kreisausſchuſſes in Betreff der 
Feſtſetzung der Höhe des Waſſerſtandes bei 
Stauwerken in Neuvorpommern und Rügen 
(§ 9 des Vorfluthsgeſetzes für die gedachten 
Landestheile vom 9. Februar 1867). 

Für die übrigen Landestheile, in denen 
die Kreis-Ordnung gilt, beträgt die Frift für 
die in Rede ſtehenden Berufungen nach § 158 
dieſes Geſetzes 21 Tage, da das für jene 
Landestheile erlaſſene Geſetz wegen des Waſſer⸗ 
ſtaues bei Mühlen und Verſchaffung der Vor⸗ 
fluth vom 15. November 1811 überhaupt keine 
beſtimmte Berufungsfriſt vorſchreibt, 

3. für Berufungen gegen Entſcheidungen des 
Kreisausſchuſſes als Kreisvermittelungs⸗Kom⸗ 
miſſion bei Bewäſſerungsanlagen ($ 32 des 
Geſetzes über die Benutzung der Privatflüſſe 
vom 28. Februar 1843); 

vier Wochen 

für Berufungen gegen Entſcheidungen des Kreis⸗ 


Al 


ausſchuſſes in Disziplinar⸗Unterſuchungen gegen 
Gemeindevorſteher, Schöffen und Gutsvorſteher, 


— 


gegen Amtsvorſteher, Stellvertreter der Amts⸗ 
vorſteher und kommiſſariſche Amtsvorſteher, ſowie 
gegen Kreisbeamte (§ 42 des Disziplinar⸗Geſetzes 
vom 21. Juli 1852), 

III. vierzehn Tage 


15 


IV. zehn Tage 
At 


5, 


für Berufungen gegen Entſcheidungen (Be 
ſcheide) des Kreisausſchuſſes in Angelegen⸗ 
heiten, betreffend die Errichtung oder Verän⸗ 
derung gewerblicher Anlagen (§§ 20 und 25 
der Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 1869), 


für Berufungen gegen Entſcheidungen (Be⸗ 


ſcheide) des Kreisausſchuſſes über Anträge 
auf Ertheilung von Konzeſſionen zum Betriebe 
der Gaſt⸗ und Schankwirthſchaft, wie zum 
Kleinhandel mit Getränken, ſowie über die 
Zurücknahme folder Konzeſſionen (88 40 und 
54 SE Gewerbe-Ordnung vom 21. Juni 
1869), 


für Berufungen gegen Strafbeſcheide an un⸗ 


gehorſame Zeugen und Sachverſtändige ($ 146 
Abſatz 2 und § 135 J. 2 der Kreis⸗Ordnung; 
§§ 61 und 49 des Ausführungsgeſetzes zum 


wiſchen Armenverbänden und den zur Unter⸗ 

ſtüzung eines Hülfsbedürftigen verpflichteten 

Verwandten und Angehörigen (§ 135 I. 2 

der Kreisordnung; § 66 des Ausführungs⸗ 
eſetzes zum Bundesgeſetze über den Unter⸗ 

tützungswohnſitz vom 8. März 1871), 

für Berufungen gegen reſolutoriſche Entſchei⸗ 

dungen des Kreisausſchuſſes in ſtreitigen Wege⸗ 

bauſachen darüber: 

a) was im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs 
geſchehen muß, 

b) ob ein Weg, von dem es ſtreitig iſt, ob 
er ein öffentlicher oder Privatweg ſei, für 
den öffentlichen Verkehr in Anſpruch zu 
nehmen iſt (§ 135 II. 1 a. und c. der 
Kreisordnung), 

. für Berufungen gegen Entſcheidungen' des 
Kreisausſchuſſes über die Geſtattung oder Ver⸗ 
ſagung neuer Anſiedelungen (§ 29 des Ge⸗ 
ſetzes vom 3. Januar 1845 und § 1 des 
Geſetzes für Neuvorpommern und Rügen vom 
26. Mai 1856), 


* 


für Berufungen gegen die von dem Kreis⸗ § 21. 


Bundesgeſetze über den Unterſtützungswohnſitz 8. 


für Berufungen gegen die von dem Kreis⸗ 
vom 8. März 1871); 


ausſchuſſe erlaſſenen Koſtenfeſtſetzungs-Verfü⸗ 
n | gungen ($ 162 letztes Alinea der Kreisord⸗ 
für Berufungen gegen Entſcheidungen, welche nung). 
der Kreisausſchuß über Beſchwerden gegen Geſchäfts⸗Kontrolbücher. 
polizeiliche Verfügungen und exekutiviſche An⸗ § 20. Die Einrichtung der erforderlichen Ge⸗ 
ordnungen der Amts: und Ortsvorſteher, ſo⸗ſchäfts⸗Kontrolbücher für die Kreisausſchüſſe bleibt bis 
wie der ſtädtiſchen Polizeiverwalter getroffen auf Weiteres dem Präſidenten der Bezirksregierung nach 
hat (§ 80 der Kreisordnung), Berathung mit dem Verwaltungsgerichte vorbehalten. 

| 1 Am Jahresſchluß hat der Vorſitzende des 
ausſchuſſe verfügte Umwandlung der von den Kreisausſchuſſes dem Präſidenten der Bezirksregierung 
Behörden des Kreiſes endgültig feſtgeſetzten eine Ueberſicht der vorgekommenen Geſchäfte berichtlich 
Geldbußen in Haft (§ 82 der Kreisordnung), einzureichen. In derſelben iſt die Zahl der von dem 


für Berufungen gegen Entſcheidungen, welche Kreisausſchuſſe im Laufe des Jahres abgehaltenen öf⸗ 


der Kreisausſchuß über Beſchwerden gegen die fentlichen Sitzungen ſowie, nach den Hauptkategorien 
vom Amtsvorſteher gegen Gemeinde: und Guts gefondert, die Zahl der anhängig gemachten, erledigten 
vorſteher verhängten Zwangsmaßregeln ges und unerledigt gebliebenen Sachen abzugeben, — unter 
troffen hat (§ 83 der Kreisordnung), Hinzufügung derjenigen gutachtlichen Bemerkungen, zu 


. für Berufungen gegen Beſchlüſſe des Kreis⸗ denen die bei Handhabung der materiellen und der 


ausſchuſſes auf Anträge wegen Berichtigung prozeſſualiſchen Beſtimmungen der Kreisordnung gee 
der Verzeichniſſe der Wahlberechtigten für die machten Erfahrungen Anlaß bieten. 
Kreistagswahlen (§ 110 Abſatz 2 der Kreis Berlin, den 20. November 1873. 


ordnung), Chel 
für Berufungen gegen reſolutoriſche Entſchei⸗ Der Minifter des Innern. 
Graf zu Eulenburg. 


dungen des Kreisausſchuſſes in Streitigkeiten 


Druck der Kanter ' ſchen Hofbuchdruckerei. 
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